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5. bittet die Regierungen, zur Durchführung ihrer Al-
terspolitik umfassende Konsultationen mit maßgnsul

7. ermutigt die internationale Gemeinschaft und die zu-
ständigen Organisationen des Systems der Vereinten Natio-
nen, im Rahmen ihres jeweiligen Mandats die einzelstaatli-
chen Anstrengungen zur Finanzierung von Initiativen im Be-
reich der Forschung und der Datenerhebung zu Altersfragen
zu unterstützen, damit die mit der Alterung der Bevölkerung
zusammenhängenden Herausforderungen und Chancen bes-
ser verstanden und den politischen Entscheidungsträgern ge-
nauere und konkretere Informationen zu Geschlechter- und
Altersfragen zur Verfügung gestellt werden können;

8. ermutigt die Mitgliedstaaten, sich verstärkt um den
Ausbau der nationalen Kapazitäten zur Verfolgung ihrer wäh-
rend der Überprüfung und Bewertung ermittelten nationalen
Prioritäten bezüglich der Umsetzung zu bemühen, und bittet
die Mitgliedstaaten, die dies noch nicht getan haben, einen
schrittweisen Ansatz für den Kapazitätsausbau zu erwägen,
der die Festlegung nationaler Prioritäten, die Stärkung der in-
stitutionellen Mechanismen, Forschung, Datenerhebung und
-analyse und die Schulung des erforderlichen Personals auf
dem Gebiet des Alterns umfasst;

9. betont, dass auf nationaler Ebene zusätzlich Kapazi-
täten geschaffen werden müssen, um die Umsetzung des Ak-
tionsplans von Madrid zu fördern und zu erleichtern, und legt
den Regierungen in diesem Zusammenhang nahe, den Treu-
handfonds der Vereinten Nationen für das Altern zu unterstüt-
zen, um es der Sekretariats-Hauptabteilung Wirtschaftliche
und Soziale Angelegenheiten zu ermöglichen, den Ländern
auf Antrag umfangreichere Hilfe zu gewähren;

10. fordert die Regierungen auf, gegebenenfalls für die
erforderlichen Bedingungen zu sorgen, damit Familien und
die Gemeinschaft in der Lage sind, älter werdenden Men-
schen Betreuung und Schutz zukommen zu lassen, und die
Verbesserung des Gesundheitszustands älterer Menschen
auch auf der Grundlage des Geschlechts zu bewerten sowie
Behinderungen und Sterblichkeit zu verringern;

11. erklärt erneut, dass bei den laufenden Anstrengun-
gen zur Erreichung der international vereinbarten Entwick-
lungsziele, einschließlich der in der Millenniums-Erklärung
der Vereinten Nationen

60 enthaltenen Ziele, die Lage der älte-
ren Menschen berücksichtigt werden soll;

12. empfiehlt der Kommission für soziale Entwicklung,
die Ergebnisse des ersten Zyklus der Überprüfung und Be-
wertung des Aktionsplans von Madrid in die Beratungen auf
ihrer sechsundvierzigsten Tagung 2008 aufzunehmen und da-
bei auch auf die in den ersten fünf Jahren des Umsetzungspro-
zesses erzielten Fortschritte und aufgetretenen Hindernisse
einzugehen;

13. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer dreiundsechzigsten Tagung einen Bericht über
die Durchführung dieser Resolution und der Kommission für
soziale Entwicklung auf ihrer siebenundvierzigsten Tagung
einen Bericht über die Analyse der Schlussfolgerungen aus
der ersten Überprüfung und Bewertung vorzulegen und darin
auch einen auf einer Analyse der seit 2002 auf nationaler Ebe-
ne durchgeführten Maßnahmen beruhenden strategischen
Rahmen für die Umsetzung aufzunehmen, um politische Prio-
ritäten für die Zukunft und Maßnahmen für die internationale
Zusammenarbeit zur Unterstützung der nationalen Umset-
zungsaktivitäten aufzuzeigen.

RESOLUTION 62/131
Verabschiedet auf der 76. Plenarsitzung am 18. Dezember 2007,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/62/432,
Ziff. 47)61.

62/131. Umsetzung der Ergebnisse des Weltgipfels für so-
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8. hebt außerdem hervor, dass die Maßnahmen zur Ar-
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18. anerkennt den wichtigen Zusammenhang zwischen
internationaler Migration und sozialer Entwicklung und be-
tont, wie wichtig es ist, das Arbeitsrecht in Bezug auf die Ar-
beitsbeziehungen und Arbeitsbedingungen von Wanderar-
beitnehmern, unter anderem soweit sie deren Entlohnung, die
Gesundheits- und Sicherheitsbedingungen am Arbeitsplatz






